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Vielleicht gab es in der Nachkriegszeit 
auch Zeiten, in denen die staatlichen 
Denkmalpfleger - wenigstens partiell 
- den Eindruck gewinnen mußten, 
Denkmalpflege und Denkmalschutz 
sei für die Kommunen etwas Lästiges, 
in den großen Städten möglicher- 
weise weniger als in kleineren und 
mittleren Gemeinden. Auch ich kann 
mich noch an manche Ortschaftsrats- 
sitzung während meiner Zeit als jun- 
ger Bürgermeister Anfang der 70er 
Jahre erinnern, als es bei Baumaßnah- 
men im Ort schon immer mal wieder 
hieß: „Herr Bürgermeister, gucket'se, 
daß des alt Glump wegkommt." 

Das ist, den Einzelfall wird es immer 
wiedergeben, kein Thema mehr. Die 
Denkmalpflege hat ihre Akzeptanz in 
den kommunalen Entscheidungspro- 
zessen gefunden. Und vielleicht ist 
das das größte Verdienst unserer staat- 
lichen Denkmalpfleger, daß sie durch 
ihre Arbeit und durch ihre fachliche 
Qualität zu dieser Akzeptanz wesent- 
lich beigetragen und so manches ver- 
hinderthaben. Man darf nicht nur das 
abgebrochene Denkmal in der Ver- 
gangenheitbejammern, man muß se- 
hen, was hätte geschehen können, 
wenn es die Denkmaipflege so nicht 
gegeben hätte. Ich möchte dazu 
nachher noch einige wenige Anmer- 
kungen machen. 

Kommunaler Stellenwert 
der Denkmalpflege 

Lassen Sie mich einige Kernsätze aus 
den Empfehlungen des Deutschen 
Städtetages zur kommunalen Denk- 
malpflege zitieren; 

- Kommunale Denkmalpflege ist Teil 
verantwortlicher Kultur- und Stadt- 
entwicklungspolitik und damit Aus- 
druck der Selbständigkeit und Selbst- 
verwaltung der Städte. 

- Eine in die Zukunft gerichtete Stadt- 
entwicklungspolitik ist der vorgege- 
benen Geschichtslandschaft ver- 
pflichtet. Es muß gelingen, die Bau- 
denkmäler und die historischen 
Stadtbereiche sinnvoll in die Entwick- 
lung der Stadt zu integrieren, das 

heißt, ihnen muß eine im Rahmen 
dieser Gesamtentwicklung tragbare 
Nutzung unter Bedingungen ermög- 
licht werden, die heutigen sozialen 
und wirtschaftlichen Anforderungen 
genügen. 

- Zum Aufgabengebiet der Denkmal- 
pflege in Städten und Gemeinden ge- 
hören neben dem klassischen Einzel- 
baudenkmai Ensembles, Bereiche, 
Gesamtanlagen und Denkmalzonen. 

- Generell gilt: die Quartiere mit hi- 
storischer Bausubstanz müssen die 
Chance zur behutsamen Stadter- 
neuerung erhalten. Dies entspricht ei- 
ner bürgerfreundlichen, kulturbe- 
wußten und denkmalgerechten Pla- 
nung. 

- Nur eine von den Bewohnern mit- 
getragene Politik der Erhaltung des 
kulturellen Erbes wird Erfolg haben. 
Sie sollte deshalb nicht auf eine über- 
zeugende und Anregungen aufneh- 
mende Öffentlichkeitsarbeit verzich- 
ten. 

- Eine enge Zusammenarbeit der 
Denkmalpflege mit Stadtentwicklung 
und Stadtplanung ist unerläßlich. 
Denkmalpflegepläne liefern eine un- 
verzichtbare Planungsgrundiage. 

- Mit dem Erkennen der Sprache des 
Ortes - also der Atmosphäre - und 
mit dem Wahrnehmen der Eigenart 
der vorhandenen Orts- und Stadt- 
strukturen kann Bewahrenswertes in 
einer lebendigen Tradition von Stadt- 
baukultur weitergeführt werden. 
Maßvoller Städtebau identifiziert sich 
mit den vorgegebenen Strukturen in 
der Landschaft, mit dem Ortsgrundriß 
und den charakteristischen Raumbil- 
dungen. Neue, wertvolle Architektur 
kann sich in diesem Rahmen in das 
komplexe Stadtgefüge einordnen. 

Praktische Erfahrungen 
und Anmerkungen 

Der Erfolg im Denkmalschutz und in 
der Denkmalpflege machen vorran- 
gig nicht Verfügungen, Anordnungen 
und Auflagen aus. Natürlich muß das 
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■ 1 Vaihingen/Enz, Gebäude Marktplatz 18 
und 19, erbaut 1785. 

auch sein. Aber das zentrale Thema ist 
die fachliche Beratung des Bauherrn, 
auch die Frage: Wie gehe ich mit dem 
Bauherrn um und wie überzeuge ich 
ihn! 

Wir haben nichts erreicht, wenn der 
Bauherr irgendwann sagt: „Geld 
kriege ich von denen sowieso keines 
mehr, die machen nur (unverständli- 
che) Auflagen, dann lasse ich es ganz 
bleiben." Auch solche Fälle kenne ich. 

Und aus der praktischen Erfahrung 
heraus sind es oft die kleinen Dinge, 
die die Menschen ärgern: Das Thema 
der Dachgauben, nur traditionelle 
Fiolzfenster, das Thema der Wärme- 
dämmung, der Farbgestaltung oder 
die Innenraumgestaltung (keine 
Kunststoffböden). Zumindest dann, 
wenn durch eine andere gewünschte 
Ausführung das Kulturdenkmal nicht 
beschädigt oder gar zerstört wird, 
sollte man aufpassen, wo die Clau- 
bensfragen beginnen und damit die 
Auflagen enden. 

Ich weiß, daß die Cebietsreferenten 
des Landesdenkmalamtes da auch 

ein bißchen unterschiedlich sind und 
vielleicht ja auch sein müssen. Und 
trotzdem eine Anregung an das Lan- 
desdenkmalamt: Solche Grenzfragen 
sollten innerhalb des Hauses stärker 
diskutiert werden, um zu einer ein- 
heitlichen Linie zu kommen. 

Ein Beispiel aus meiner Stadt Vaihin- 
gen/Enz. Hier ergräbt die Archäolo- 
gische Denkmalpflege eine bandke- 
ramische Siedlung auf einem Terrain, 
wo ein Gewerbegebiet entstehen 
soll. 

Der Archäologe ist in unsere Bürger- 
versammlungen gegangen, es wur- 
den Ausstellungen und Vorträge orga- 
nisiert, unsere Bevölkerung wurde in 
das Unternehmen eingebunden. Und 
plötzlich hat es auch den „Normal- 
bürger" interessiert, heute ist er stolz 
auf diese Ausgrabung, es sind auf ein- 
mal „unsere Knochen", die gefunden 
wurden und nicht die des Landes- 
denkmalamtes. 

Dem Bürger noch stärker begreiflich 
zu machen, daß es sich um die Ge- 
schichte und Kultur seiner Stadt han- 
delt, daß deshalb sein Lebensmittel- 
punkt vielleicht eine besondere Qua- 
lität besitzt, auf den er stolz sein kann: 
auch das ist Denkmalpflege, wenn 
auch aufwendig und mühsam. An- 
ders muß das aus meiner Sicht ein 
wichtiges Ziel der staatlichen und 
kommunalen Denkmalpflege sein. 

Abschaffung des Devolutiv- 
effektes 

Ich möchte zugeben, daß man zu der 
jüngsten Kabinettsentscheidung über 
die Abschaffung des Devolutiveffek- 
tes im Denkmalschutzgesetz unter- 
schiedlicher Meinung sein kann. Die 
Entscheidung ist da. Die „Denkmal- 
welt" wird aber deshalb aus meiner 
Sicht aus den von mir eingangs darge- 
legten Gründen nicht „untergehen." 
Wir haben eine entsprechende Re- 
gelung bereits in Bayern, dem Land 
mit dem größten Denkmalbestand, 
wir haben sie in Nordrhein-West- 
falen, und die Länder Niedersach- 
sen, Mecklenburg-Vorpommern und 
Sachsen planen eine entsprechende 
Gesetzeskorrektur. Und einen denk- 
malschutzrechtlichen Unfug kann das 
Landesdenkmalamt auch künftig 
über das Regierungspräsidium ver- 
hindern. Aber wir brauchen das Lan- 
desdenkmalamt in seiner Qualität 
und fachlichen Kompetenz nach wie 
vor. Wir sind vor Ort auf seinen Sach- 
verstand und die Beratung angewie- 
sen. Zumindest die kleineren Unteren 
Denkmalschutzbehörden haben die- 
sen Sachverstand nicht. Es würde ko- 
stenmäßig keinen Sinn machen, 
wenn die kleineren Denkmalschutz- 
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behörden überall die Fachkompe- 
tenzaufbauen und dafür ein paar we- 
nige Fachleute beim Landesdenkmal- 
amt abgebaut würden. 

Nein: wenn der Beschluß des Kabi- 
netts zu einer Verfahrensbeschleuni- 
gung beiträgt, dann wird das vom 
Stäotetag Baden-Württemberg be- 
grüßt. Gefährlich wäre es aber für den 
Denkmalschutz dann, wenn im Stil- 
len an einen Abbau der Fachkompe- 
tenz gedacht würde! 

Bei dieser Veränderung muß aus mei- 
ner Sicht die „Kontinuität trotz Wan- 
del" in der Denkmalpflege u.a. darin 
bestehen, daß die Fort- und Weiter- 
bildung der Mitarbeiter bei den Unte- 
ren Denkmalbehörden einen ent- 
sprechenden Stellenwert bekommt. 
Die Beratung der Bauherren in wichti- 
gen denkmalschutzrechtlichen Fra- 
gen bleibt ja. Das Gaubenthema, die 
Farbgebung und solche Dinge sind 
bestimmt auch nicht die wichtigsten 
Themen, um die sich das Landes- 
denkmalamtzu kümmern hat. 

Vielleicht müssen in der Zukunft 
solche Fortbildungsveranstaltungen 
auch für andere Personenkreise wich- 
tiger werden: für die Fremdenver- 
kehrsfachleute beispielsweise und die 
Stadtplaner. Auch Pilotprojekte von 
Denkmalpflegeplänen können wich- 
tig sein, um sie in die Stadtentwick- 
lung zu integrieren. 

Finanzen 

Wir haben das Geld nicht mehr. Ich 
weiß das auch als Vorsitzender des Fi- 
nanzausschusses des Gemeindetags 

Baden-Württemberg und des Finanz- 
ausschusses im Deutschen Städte- 
und Gemeindebund. Die Kommu- 
nen können in Gebieten, in denen 
Stadterneuerungsprogramme und 
ähnliche Projekte laufen, auch man- 
ches auffangen, wenn man uns die 
Flexibilität läßt. Aber außerhalb sol- 
cher Gebiete muß wenigstens für den 
privaten Bauherrn bei einem wichti- 
gen Kulturdenkmal noch so viel Geld 
fur einen Zuschuß vorhanden sein, 
daß es nicht verfällt. Das eben hat 
auch mit einer Kultur der Politik zu 
tun. 

■ 2 Vaihingen/Enz, Mühlstraße 20, ehema- 
liges Wohnhaus des Maulbronner Pflegers 
von Wiemheim, erbaut 1669. 

Auch für die Archäologie gilt dies: Es 
gibt eine Reihe von wissenschaftli- 
chen Instituten und Universitäten, die 
in die Arbeit der Archäologie einge- 
bunden sind. Dort wurde auch Fach- 
kompetenz aufgebaut. Wenn in der 
Archäologie nichts mehr läuft, dann 
hat das auch für diese Bereiche der 
Forschung Auswirkungen. 

Im übrigen: neben der Denkmalpfle- 
ge geht es auch um volkswirtschaftli- 
che Aspekte. Nach einer Untersu- 
chung in Nordrhein-Westfalen über 
Zuschüsse und Steuervergünstigun- 
gen für Baudenkmäler steht 1,- DM 
direkter Förderung eine Privatinvesti- 
tion von ca. 14,- DM gegenüber. Jede 
Mark öffentlichen Zuschusses bei den 
Privatinvestitionen vervielfältigt sich 
mithin bis zum Vierzehnfachen, jede 
Mark an indirekter Förderung sogar 
bis zum Achtzehnfachen. 

Heinz Kälberer 
Oberbürgermeister 
71665 Vaihingen/Enz 
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